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Mandantenbrief 02
 
 

SPRUCH des Monats 

Zwei Dinge verleihen der Seele am meisten Kraft: Vertrauen 
auf die Wahrheit und Vertrauen auf sich selbst.
Lucius Annaeus Seneca; 4 v. Chr. 
soph und Dichter
 

 

 

Was Sie interessieren kann

 

Arbeitsrecht 
 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
  

Im Durchschnitt verdienen Frauen immer noch weniger als Männer. Mit dem von der 

Bundesregierung beschlossenen "Gesetz für mehr 

en und Männern" soll diese Lohndifferenz nun beseitigt und die Transparenz von 

Entgeltregelungen gefördert werden.

 

Frauen und Männer in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten sollen künftig ein 

individuelles Auskunftsrecht

nung von Kollegen beziehungsweise Kolleginnen mit gleicher Tätigkeit vergleichen 

zu können. Der Auskunftsanspruch bezieht sich aber nicht auf das konkrete Entgelt 

einzelner Mitarbeiter, sondern auf ein dur

von Mitarbeitern des anderen Geschlechts mit gleichen oder vergleichbaren Tätigke

ten. 

 

In tarifgebundenen Unternehmen soll der Auskunftsanspruch i. d. R. über die B

triebsräte wahrgenommen werden. In Betrieben ohn

trag können sich die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer direkt an den Arbeitg

ber wenden. 

 

Des Weiteren werden private Arbeitgeber dazu aufgefordert, ihre Vergütungsstru

turen zu überprüfen und das Gebot der Entgeltgleichheit

Lageberichtspflichtige Unternehmen (Kapitalgesellschaften) ab 500 Beschäftigten 

müssen nach dem Gesetz regelmäßig über Maßnahmen zur Entgeltgleichheit und zur 

Gleichstellung im Unternehmen berichten.

 

R e c h t s a nw a l t
F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t  

F a c h a n w a l t  f ü r  F a m i l i e n r e c h t
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soph und Dichter 

Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 

Im Durchschnitt verdienen Frauen immer noch weniger als Männer. Mit dem von der 

Bundesregierung beschlossenen "Gesetz für mehr Lohngerechtigkeit zwischen Fra

en und Männern" soll diese Lohndifferenz nun beseitigt und die Transparenz von 

Entgeltregelungen gefördert werden. 

Frauen und Männer in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten sollen künftig ein 

individuelles Auskunftsrecht erhalten, um ihre eigene Entlohnung mit der Entlo

nung von Kollegen beziehungsweise Kolleginnen mit gleicher Tätigkeit vergleichen 

zu können. Der Auskunftsanspruch bezieht sich aber nicht auf das konkrete Entgelt 

einzelner Mitarbeiter, sondern auf ein durchschnittliches monatliches Bruttoentgelt 

von Mitarbeitern des anderen Geschlechts mit gleichen oder vergleichbaren Tätigke

In tarifgebundenen Unternehmen soll der Auskunftsanspruch i. d. R. über die B

triebsräte wahrgenommen werden. In Betrieben ohne Betriebsrat und ohne Tarifve

trag können sich die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer direkt an den Arbeitg

Des Weiteren werden private Arbeitgeber dazu aufgefordert, ihre Vergütungsstru

turen zu überprüfen und das Gebot der Entgeltgleichheit entsprechend zu gestalten. 

Lageberichtspflichtige Unternehmen (Kapitalgesellschaften) ab 500 Beschäftigten 

müssen nach dem Gesetz regelmäßig über Maßnahmen zur Entgeltgleichheit und zur 

Gleichstellung im Unternehmen berichten. 

R e c h t s a nw a l t  
F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t   

F a c h a n w a l t  f ü r  F a m i l i e n r e c h t  

Grabenstraße 24 / Ecke Indestraße 

Zwei Dinge verleihen der Seele am meisten Kraft: Vertrauen 

65 n. Chr., römischer Philo-
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Frauen und Männer in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten sollen künftig ein 

erhalten, um ihre eigene Entlohnung mit der Entloh-

nung von Kollegen beziehungsweise Kolleginnen mit gleicher Tätigkeit vergleichen 

zu können. Der Auskunftsanspruch bezieht sich aber nicht auf das konkrete Entgelt 
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müssen nach dem Gesetz regelmäßig über Maßnahmen zur Entgeltgleichheit und zur 



 

 

Verfall von Urlaubsansprüchen 
  

Gemäß dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) verfällt der im Urlaubsjahr nicht genom-

mene Erholungsurlaub des Arbeitnehmers grundsätzlich am Ende des Urlaubsjahres, 

wenn keine Übertragungsgründe vorliegen. Der Arbeitgeber ist nach nationalem 

Recht nicht verpflichtet, den Urlaub ohne einen Antrag oder Wunsch des Arbeitneh-

mers im Urlaubsjahr zu gewähren und somit dem Arbeitnehmer den Urlaub aufzu-

zwingen. 

 

Die Frage, ob Unionsrecht dem entgegensteht, ist vom Europäischen Gerichtshof 

(EuGH) noch nicht so eindeutig beantwortet worden. Aus seinem Urteil v. 30.6.2016 

wird teilweise abgeleitet, der Arbeitgeber sei gemäß einer europäischen Richtlinie 

verpflichtet, den Erholungsurlaub von sich aus einseitig zeitlich festzulegen. Ein Teil 

der nationalen Rechtsprechung versteht die Ausführungen des EuGH aus einem 

anderen Urteil so, dass der Mindestjahresurlaub auch dann nicht mit Ablauf des 

Urlaubsjahres oder des Übertragungszeitraums verfallen darf, wenn der Arbeitneh-

mer in der Lage war, seinen Urlaubsanspruch wahrzunehmen. 

 

Mit Beschluss vom 13.12.2016 legt das Bundesarbeitsgericht (BAG) nunmehr dem 

EuGH mehrere Fragen betreffend den Verfall von Urlaubsansprüchen zur Entschei-

dung vor. 

 

Zum einen stellt das BAG die Frage, ob die Richtlinien des Europäischen Parlaments 

oder Grundrechte der Europäischen Union einer nationalen Regelung im BUrlG ent-

gegenstehen, die als Modalität für die Wahrnehmung des Anspruchs auf Erholungs-

urlaub vorsieht, dass der Arbeitnehmer unter Angabe seiner Wünsche bezüglich der 

zeitlichen Festlegung des Urlaubs diesen beantragen muss, damit der Urlaubsan-

spruch am Ende des Bezugszeitraums nicht ersatzlos untergeht, und die den Arbeit-

geber damit nicht verpflichtet, von sich aus einseitig und für den Arbeitnehmer ver-

bindlich die zeitliche Lage des Urlaubs innerhalb des Bezugszeitraums festzulegen. 

Falls die Frage bejaht wird: Gilt dies auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis zwi-

schen Privatpersonen bestand? 

 

Anmerkung: Wann der EuGH diese Fragen beantwortet, steht zzt. noch nicht fest. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
Familienrecht 
 
Kein Unterhaltsanspruch gegen den "Ex" bei 
Zusammenziehen mit dem neuen Partner 
  

Nach der Trennung steht einem bedürftigen Ehepartner grundsätzlich Trennungsun-

terhalt zu. Dies kann sich aber ändern, wenn sich der Bedürftige dauerhaft einem 

neuen Partner zuwendet. "Grob unbillig" nennt das Gesetz die Verpflichtung zur 

Fortzahlung von Unterhalt, wenn der Bedürftige in einer neuen, verfestigten Ge-

meinschaft lebt. Der Unterhaltsanspruch entfällt. 

 

Die Rechtsprechung geht meist davon aus, dass eine neue Lebensgemeinschaft 

nicht vor Ablauf von 2 Jahren als "verfestigt" gilt. Die Richter des Oberlandesgerichts 

Oldenburg (OLG) haben jetzt jedoch entschieden, dass dies auch schon früher der 

Fall sein kann. Das OLG hat dem Antrag eines Ehemannes stattgegeben, keinen 

Unterhalt mehr zahlen zu müssen. Die Ehefrau war in den Haushalt ihres neuen 

Partners eingezogen, mit dem sie bereits seit einem Jahr liiert war. Die beiden wa-

ren zuvor auch nach außen bereits als Paar aufgetreten, hatten gemeinsame Urlau-

be verbracht und gemeinsam an Familienfeiern teilgenommen. Der kleine Sohn 

nannte den neuen Partner "Papa". 

 

In solch einer Konstellation kann auch bereits nach einem Jahr von einer verfestig-

ten Lebensgemeinschaft ausgegangen werden. Der bedürftige Ehepartner hat sich 

endgültig aus der ehelichen Solidarität gelöst und damit zu erkennen gegeben, dass 

er diese nicht mehr benötigt. Eine weitere Unterhaltsverpflichtung des ehemaligen 

Partners ist vor diesem Hintergrund nicht zumutbar. 

 

Mithaftung des Ehegatten für Zins- und Til-
gungszahlungen des anderen Ehepartners 
  

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kann ein Ausgleichsanspruch des 

Darlehensnehmers gegen den anderen Ehegatten auch dann bestehen, wenn die 

Ehegatten nicht Gesamtschuldner eines Darlehens sind, sondern ein Ehegatte im 

Interesse auch des anderen ein Darlehen aufgenommen hat. 

 

Die Ausgleichsverpflichtung ergibt sich dann aus einer entsprechenden konkludenten 

Vereinbarung der Ehegatten über die Gestaltung des Innenausgleichs. Wenn ein 

Mitglied einer Bruchteilsgemeinschaft Aufwendungen zur Finanzierung des gemein-

schaftlichen Gegenstandes gemacht hat, entspricht es im Zweifel dem Willen der 

Beteiligten, dass der Vorleistende einen anteiligen Erstattungsanspruch gegen die 

übrigen Teilhaber hat. 

 

So haften die Ehegatten auch in diesem Fall im Innenverhältnis grundsätzlich zu 

gleichen Anteilen, wenn sich nicht aus Gesetz, einer ausdrücklichen oder stillschwei-

genden Vereinbarung, Inhalt und Zweck des Rechtsverhältnisses oder aus der be-

sonderen Gestaltung des tatsächlichen Geschehens etwas anderes ergibt. 

 



 

Anmerkung: Während intakter Ehe kann die grundsätzlich hälftige Beteiligung der 

Miteigentümer an den Belastungen von der ehelichen Lebensgemeinschaft in der 

Weise überlagert werden, dass sich im Innenverhältnis zwischen den Ehegatten eine 

andere Aufteilung ergibt. Mit dem Scheitern der Ehe entfällt in der Regel der Grund 

für eine von der hälftigen Ausgleichsregel abweichende Gestaltung. Denn nach Auf-

hebung der ehelichen Lebensgemeinschaft besteht für einen Ehegatten im Zweifel 

kein Anlass mehr, dem anderen eine weitere Vermögensmehrung zukommen zu 

lassen. 

 

Das bedeutet indessen noch nicht, dass damit ohne Weiteres wieder eine hälftige 

Ausgleichsregelung zum Tragen kommt. Es ist vielmehr danach zu fragen, ob an die 

Stelle derjenigen Rechtsbeziehungen, die durch die Besonderheiten der ehelichen 

Lebensgemeinschaft geprägt waren, eine andere rechtliche oder tatsächliche Ausge-

staltung der Verhältnisse tritt, die in ähnlicher Weise wie zuvor Einfluss auf das 

Ausgleichsverhältnis nehmen kann. Denkbar sind nämlich auch andere Umstände, 

die als anderweitige Bestimmung einem hälftigen Ausgleichsanspruch eines Ehegat-

ten nach einem Scheitern der Ehe entgegenstehen können. 

 
 
Sonstiges 
 

Fahrverbot bei allen Straftaten 
  

Das Bundeskabinett hat am 21.12.2016 den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Strafgesetzbuchs, des Jugendgerichtsgesetzes, der Strafprozessordnung und 

weiterer Gesetze beschlossen. Damit sollen Gerichte künftig ein Fahrverbot als Ne-

benstrafe bei allen Straftaten verhängen können. 

 

Außerdem sollen Anliegen der Länder zu einzelnen Aspekten des Strafverfahrens wie 

z. B. verschärfte Strafbarkeit organisierter Formen von Schwarzarbeit, die Ein-

schränkung des Richtervorbehalts bei der Blutprobenentnahme im Zusammenhang 

mit Straßenverkehrsdelikten und die Erleichterung der Strafzurückstellung bei be-

täubungsmittelabhängigen Mehrfachtätern umgesetzt werden. 

 


